
Lesefassung 
 
Die Lesefassung berücksichtigt: 

 1. Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Satzung über die Abwasserbeseitigung der 
Gemeinde Delingsdorf (Abwasserbeitrags- und Gebührensatzung) vom 15.12.2014 

 2. Die 1. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Satzung 
über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Delingsdorf (Abwasserbeitrags- und 

Gebührensatzung) vom 25.06.2015 
 

Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Delingsdorf 

(Abwasserbeitrags- und Gebührensatzung) 
vom 15.12.2014 

 
(Präambel) 

 

I. Abschnitt Allgemeines 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtungen 

 
Die Gemeinde Delingsdorf betreibt zentrale öffentliche Einrichtungen für die Schmutz-

wasserbeseitigung und die Niederschlagswasserbeseitigung nach Maßgabe der Satzung 
über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Delingsdorf (Abwasserbeseitigungssatzung). 

 
 

II. Abschnitt Beiträge und Kostenerstattungen 
 

§ 2 
Anschlussbeitrag 

 

(1) Die Gemeinde Delingsdorf erhebt zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, 
der öffentlichen Einrichtung zur zentralen Abwasserbeseitigung im Sinne des § 1 Abs. 

1 der Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Delingsdorf (Abwasser-
beseitigungssatzung) einen Beitrag (Anschlussbeitrag). 

 
(2) Für den Anschluss des Grundstückes an die Schmutzwasserleitungen und die Nieder-

schlagswasserleitungen im Straßenraum vor dem Grundstück wird ein Kostenerstat-
tungsanspruch nach § 9 dieser Satzung geltend gemacht. 

 
(3) Zum beitragsfähigen Aufwand gehören nicht der Aufwand, der durch Leistungen und 

Zuschüsse Dritter gedeckt wird, sowie die Kosten für die laufende Unterhaltung der 
Einrichtung und Anteile an den allgemeinen Verwaltungskosten. 

 
 

 
 
 

 
 

 



 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen alle Grundstücke, die an die öffentliche Einrichtung 

zur zentralen Abwasserbeseitigung angeschlossen werden können und 
a) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut 

oder gewerblich genutzt werden können, 
 

b) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach 
der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwick-

lung der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen, 
c) wenn sie bebaut sind. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Einrichtung zur zentralen Abwasserbeseitigung 

tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die 

Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen. 
 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne. Mehrere selbständig nicht baulich oder gewerblich nutzbare 

Grundstücke gelten als ein Grundstück, wenn die Eigentümer identisch und die 
Grundstücke nur in ihrer Gesamtheit baulich oder gewerblich nutzbar sind. 

 
 

§ 4 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit dem Abschluss der Maßnahme, sobald das Grund-

stück an die betriebsfertige öffentliche Einrichtung zur zentralen Abwasserbeseiti-
gung angeschlossen werden kann. 

 

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens 
jedoch mit dessen Genehmigung durch die Gemeinde Delingsdorf. 

 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab und Beitragssatz für den Anschlussbeitrag 

 
(1) Der Anschlussbeitrag wird für die bevorteilte Grundstücksfläche unter Berücksichti-

gung der Art und des Maßes der Bebaubarkeit des Grundstückes errechnet. 
 

(2) Bei der Ermittlung der bevorteilten Grundstücksfläche werden für das erste Vollge-
schoss 100 %, für das zweite Vollgeschoss 60 % und für jedes weitere Vollgeschoss 

40 % der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 
 

 
 
 

 
 

 



 

(3) Als Grundstücksfläche gilt: 
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes (B-Plan) liegen, die ge-

samte im Plangebiet liegende Fläche, wenn für das Grundstück eine baulich oder 
gewerblich Nutzung festgesetzt ist, 

b) bei Grundstücken nach Buchstabe a), die über die Grenzen des B-Planes hinaus-
reichen, auch die Fläche außerhalb des Plangebietes, soweit diese Fläche baulich 

oder gewerblich genutzt werden kann, 
c) bei Grundstücken, für die kein B-Plan besteht und die vollständig innerhalb eines 

im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche zwischen der der Straße zugewandten 

Grundstücksgrenze und einer im Abstand von 36 m dazu verlaufenden Parallelen. 
Grundstücksteile, die lediglich die Zuwendung oder Zufahrt ermöglichen, bleiben 

bei der Bemessung der Tiefenbegrenzung unberücksichtigt (sog. Hammergrund-
stücke/Pfeifenstielgrundstücke). Liegt das Grundstück an mehreren Straßen, so ist 
die Tiefenbegrenzung von jeder einer Straße zugewandten Grundstücksseite über 

die gesamte Grundstücksbreite anzusetzen. 
d) Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über die sich nach Buchstabe c) er-

gebende Grenze hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hin-
tere Grenze der baulichen Nutzung bestimmt wird. Die hintere Grenze der bauli-

chen Nutzung wird durch eine über die gesamte Grundstücksbreite verlaufende 
Parallele bezeichnet, welche die von der der Straße zugewandten Grundstückssei-

te am weitesten entfernte Gebäudegrenze tangiert. 
e) bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Abrundungssatzung oder einer 

Außenbereichssatzung (§ 34 Abs. 4; § 35 Abs. 6 BauGB) liegen, geht in den Rand-
lagen des von der Abrundungssatzung oder Außenbereichssatzung umfassten Ge-

bietes die dort festgelegte Grenze des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles der 
Tiefenbegrenzungslinie nach Buchstabe c) vor. Buchstabe b) gilt entsprechend. 

f) bei Grundstücken, bei denen im B-Plan eine sonstige Nutzung (z.B. als Friedhof, 
Sportplatz, Grünfläche, Kleingärten) festgesetzt ist oder die im unbeplanten In-
nenbereich (§ 34 BauGb) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an 

die Einrichtung zur Schmutzwasserbeseitigung anschließbaren Gebäudefläche ge-
teilt durch die Grundflächenzahl 0,2. Berücksichtigt wird höchstens die tatsächli-

che Grundstücksgröße. Die unter Berücksichtigung des Maßes der Nutzung nach 
Abs. 2 ermittelte Fläche wird den betreffenden Gebäuden dergestalt zugeordnet, 

dass ihr Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der ange-
schlossenen oder anschließbaren Gebäude verlaufen. Bei Überschreitung der 

Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung erfolgt eine gleichmäßige Flächener-
gänzung auf dem Grundstück. 

g) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an 
die Einrichtung zur Schmutzwasserbeseitigung angeschlossenen Gebäude geteilt 

durch die Grundflächenzahl 0,2 höchstens jedoch die tatsächliche Grundstücks-
größe. Die Regelungen zu Buchstabe f) Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

 
 

 
 
 

 
 

 



 

(4) Als Zahl der Vollgeschosse gilt: 
a) soweit ein B-Plan besteht, die hier festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollge-

schosse, 
b) soweit kein B-Plan besteht oder in einem B-Plan die Zahl der Vollgeschosse nicht 

bestimmt ist: 
- bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-

se, 
- bei genehmigten Vorhaben die Zahl der genehmigten Vollgeschosse, 

- bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandenen Vollgeschosse, 

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen (außer Tiefgaragen oder mehrgeschos-
sige Parkhäuser) oder Stellplätze errichtet werden dürfen, sowie bei Grundstü-

cken, für die im B-Plan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die außerhalb 
von B-Plan- Gebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. als Friedhof, Sportplatz, 
Grünfläche, Kleingärten) die Zahl von einem Vollgeschoss, sofern nicht im Einzel-

fall eine größere Geschossanzahl festgestellt werden kann, 
d) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, wird das Kirchen-

gebäude als eingeschossig behandelt. 
 

(5) Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach den Vorschriften der Landesbauord-
nung für das Land Schleswig-Holstein Vollgeschosse sind. 

 
(6) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Einrichtung zur zentralen 

Schmutzwasserbeseitigung beträgt 2,11 EUR / m² bevorteilter Grundstücksfläche. 
 

 
§ 6 

Beitragsschuldner 
 
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstückes oder zur Nutzung des Grundstückes dinglich Berech-
tigter ist. Bei einem erbbaubelasteten Grundstück ist der Erbbauberechtigte an Stelle 

des Eigentümers Beitragsschuldner. 
 

(2) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- oder Teilei-
gentum sind die einzelnen Wohnungs- oder Teileigentümer nur entsprechend ihrem 

Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 

(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. auf dem Erbbaurecht 
oder sonstigen dinglichen Nutzungsrecht oder auf dem Wohnungs- oder Teileigen-

tum. 
 

 
 

 
 
 

 
 

 



§ 7 
Vorauszahlungen 

 

Sobald mit der Ausführung der Maßnahme begonnen wurde, kann die Gemeinde Delings-
dorf Vorauszahlungen in Höhe von bis zu 80 % der voraussichtlich entstehenden Bei-

tragsschuld verlangen. Vorauszahlungen sind mit der endgültigen Beitragsschuld zu ver-
rechnen. Die geleisteten Vorauszahlungen werden der Gemeinde Delingsdorf nicht ver-

zinst. 
 

 
§ 8 

Fälligkeit 
 

Beiträge und Vorauszahlungen werden durch Bescheid festgesetzt und werden einen Mo-
nat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 

 
 

§ 9 
Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Stellt die Gemeinde Delingsdorf für ein Grundstück einen Grundstücksanschluss oder 

auf Antrag des Grundstückseigentümers einen weiteren Grundstücksanschluss im 
Sinne des § 10 Abs. 2 der Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde De-

lingsdorf her, so hat der Grundstückseigentümer der Gemeinde Delingsdorf die Auf-
wendungen für die Herstellung in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 

Zusätzliche Anschlüsse sind auch die Anschlüsse, die nach einer Teilung eines Grund-
stückes, für das die Beitragspflicht bereits entstanden war, zur abwasserseitigen Er-

schließung des neuen Grundstückes erforderlich werden. Der Kostenerstattungsan-
spruch entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Herstellung des Grundstücksan-
schlusses. 

 
(2) Der Aufwand und die Kosten für die erforderliche oder durch einen Antrag des 

Grundstückseigentümers veranlasste Erneuerung, Änderung sowie Beseitigung eines 
Grundstücksanschlusses sind der Gemeinde Delingsdorf in der tatsächlichen entstan-

denen Höhe zu erstatten. Der Kostenerstattungsanspruch entsteht mit dem Ab-
schluss der Maßnahme. 

 
(3) Die §§ 6, 7 und 8 dieser Satzung gelten für einen Kostenerstattungsanspruch ent-

sprechend. 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

 



 

III. Abschnitt Gebühren 
 

§ 10 
Benutzungsgebühren 

 
Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung zur zentralen Abwasserbeseitigung 

werden Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung erhoben. Die Gebührenerhe-
bung dient der Deckung der Kosten der laufenden Verwaltung und Unterhaltung der öf-

fentlichen Einrichtung zur zentralen Abwasserbeseitigung sowie der nach § 9 des Abwas-
serabgabengesetzes zu entrichtenden Abwasserabgabe. 

 
 

§ 11 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

für die Schmutzwasserbeseitigung 
 
(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach der Schmutzwassermenge erhoben, die in die 

öffentliche Einrichtung eingeleitet wird. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m³ 
Schmutzwasser. 

 
(2) Als in die öffentliche Abwasseranlage gelangt gelten 

- die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen 
zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

- die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Was-
sermenge, 

- die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermessein-
richtung. 

 
(3) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder über-

haupt nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Gemeinde 

Delingsdorf nach der im Durchschnitt der letzten drei vorausgegangenen Jahre ange-
fallenen Verbrauchs- bzw. Einleitungsmenge und unter Berücksichtigung der begrün-

deten Angaben der Gebührenpflichtigen geschätzt. Ist weder ein Wasserzähler noch 
eine Abwassermesseinrichtung auf dem Grundstück installiert, so schätzt die Ge-

meinde Delingsdorf die Verbrauchs- oder Einleitungsmenge anhand der Art und des 
Maßes der Grundstücknutzung unter Berücksichtigung durchschnittlicher Verbrauchs-

oder Einleitmengen vergleichbar genutzter Grundstücke im Entsorgungsgebiet. 
 

(4) Die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser-
menge haben die Gebührenpflichtigen der Gemeinde Delingsdorf für den abgelaufe-

nen Bemessungszeitraum innerhalb der folgenden zwei Monate anzuzeigen. Sie ist 
durch Wasserzähler nachzuweisen, die die Gebührenpflichtigen auf ihre Kosten ein-

bauen müssen. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes ent-
sprechen. Wenn die Gemeinde Delingsdorf auf solche Messeinrichtungen verzichtet, 

kann sie als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist 
berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht er-
mittelt werden können. 

 
 

 



 

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Einrichtung zur zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt. Wird auf dem 

Grundstück Viehhaltung betrieben, so wird auf Antrag die maßgebliche Wassermenge 
um 12 m³ je Großvieheinheit im Jahr reduziert. Der Antrag nach Satz 1 oder Satz 2 

ist nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb von zwei Monaten der Gemeinde De-
lingsdorf einzureichen. Für den Nachweis gilt Abs. 4 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. 

 
(6) Der Schmutzwassergebührensatz beträgt 1,95 € je m³ eingeleitetem Schmutzwas-

ser. 
 

 
§ 11 a 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz für die 
Niederschlagswasserbeseitigungsgebühr 

 

(1) Die Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach der überbauten 
und/oder befestigten (z.B. Betondecken, bituminöse Decken, Pflasterungen und Plat-

tenbeläge) Grundstücksflächen bemessen, von der aus Niederschlagswasser in die 
öffentliche Niederschlagswasseranlage eingeleitet wird, oder in diese gelangt. Als be-

festigt gilt auch jede andere Fläche, soweit von dieser eine unmittelbare oder mittel-
bare Einleitung in die Niederschlagswasserbeseitigungsanlage erfolgt. 

 
(2) Die Berechnungseinheit ist 1 m², wobei Bruchzahlen über 0,5 auf volle Zahlen aufge-

rundet werden und Bruchzahlen bis 0,5 keine Berücksichtigung finden. 
 

(3) Der Gebührenpflichtige hat der Gemeinde auf deren Anforderung binnen von einem 
Monat die Berechnungsgrundlagen mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige seiner 

Mitteilungspflicht nach Satz 1 nicht fristgemäß nach, so darf die Gemeinde die Be-
messungseinheiten schätzen. 

 

(4) Änderungen der überbauten und befestigten Grundstücksfläche hat der Gebühren-
pflichtige unaufgefordert innerhalb von einem Monat nach Fertigstellung der Ge-

meinde mitzuteilen. 
 

(5) Maßgebend für die Gebührenerhebung sind die am 01.01. des Erhebungszeitraumes 
bestehenden Verhältnisse. 

 
(6) Der Gebührensatz beträgt 0,56 Euro je m² gebührenpflichtiger Grundstücksfläche. 

 
 

§ 12 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht, Erhebungszeitraum 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Leistung nach § 10 dieser Satzung in An-

spruch genommen wird. Sie endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an 
die öffentliche Einrichtung zur zentralen Abwasserentsorgung der Gemeinde Delings-
dorf beseitigt oder dauerhaft außer Betrieb genommen wird. 

 
 

 



 

(2) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Die Gebührenschuld entsteht jeweils am 
31.12. des Erhebungsraumes. Wird ein Anschluss an die öffentliche Einrichtung zur 

zentralen Abwasserbeseitigung im Verlaufe des Erhebungseitraumes hergestellt, so 
entsteht die Gebühr nach Maßgabe des Satz 2 für den Teil des Erhebungszeitraumes, 

der mit dem Ersten des auf die betriebsfertige Herstellung des Anschlusses folgenden 
Monats beginnt. 

 
(3) Entfällt der Anschluss während des Erhebungszeitraumes, entsteht die Gebühren-

schuld mit Ablauf des Monates, in dem der Anschluss entfällt, frühestens mit Ablauf 
des Monats, in dem dies dem Amt schriftlich angezeigt wird. Unterbleibt diese Anzei-

ge, entsteht die Gebührenschuld am 32.12. des Erhebungszeitraumes. 
 

(4) Soweit die Benutzungsgebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermen-
gen oder den durch Abwassermesseinrichtungen ermittelten Schmutzwassermengen 
erhoben wird, und die Ableseperiode nicht dem Erhebungszeitraum entspricht, ist der 

abgelesene Wasserverbrauch bzw. Abwasseranfall anteilig nach Tagen den von der 
Ableseperiode berührten Erhebungszeiträumen zuzuordnen. 

 
 

§ 13 
Vorauszahlungen, Heranziehung und Fälligkeit 

 
(1) Auf die Benutzungsgebühren werden vom Beginn des Erhebungszeitraumes an Vo-

rauszahlungen in Höhe der voraussichtlich entstehenden Gebühr erhoben. 
 

(2) Die Höhe der voraussichtlich entstehenden Gebühr ist anhand begründeter Angaben 
des Gebührenpflichtigen, eigener Erkenntnisse der Gemeinde Delingsdorf und unter 

Berücksichtigung der im vorangegangen Erhebungszeitraum maßgeblichen Berech-
nungseinheiten und Verbrauchsdaten festzulegen. Entsteht die Gebührenpflicht erst-
malig im Laufe eines Erhebungszeitraumes, so wird der Vorauszahlung diejenige Ab-

wassermenge zugrunde gelegt, die dem Wasserverbrauch des ersten Monats ent-
spricht. Diesen Verbrauch des ersten Monats haben die Gebührenpflichtigen der Ge-

meinde Delingsdorf auf Anforderung unverzüglich mitzuteilen. Kommen die Gebüh-
renpflichtigen der Aufforderung nicht nach, so kann die Gemeinde Delingsdorf den 

Verbrauch schätzen. 
 

(3) Die Heranziehung zu den Benutzungsgebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid, 
der mit einem Bescheid über andere Abgaben verbunden werden kann. 

 
(4) Die festgesetzten Vorauszahlungen werden in vier Teilbeträgen jeweils am 15. Feb-

ruar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig. Die durch Bescheid festgesetzten 
Vierteljahresbeiträge sind innerhalb des nächsten Erhebungszeitraumes zu den an-

gegebenen Zeitpunkten so lange zu zahlen, bis ein neuer Bescheid bekannt gegeben 
ist. 

 
 
 

 
 

 



 

(5) Nach Ablauf des Erhebungszeitraumes wird über die Benutzungsgebühren endgültig 
abgerechnet. Ein nach dem Ergebnis der Endabrechnung noch festzusetzender Ge-

bührenanteil wird mit dem nächstfolgenden Termin nach Abs. 4 Satz 1 fällig. Ergibt 
die Endabrechnung eine Überzahlung, erfolgt die Verrechnung mit der ersten Rate 

der Abschlagszahlungen des Folgejahres. Darüber hinausgehende Überzahlungen 
werden unbar erstattet. 

 
(6) Nach Beendigung der Gebührenpflicht endgültig festgestellte Abrechnungsbeträge 

sind innerhalb von einer Woche nach Bekanntgabe des Bescheides auszugleichen. 
Dasselbe gilt für die Abrechnung von Schätzungen. 

 
 

§ 14 
Gebührenschuldner 

 

(1) Gebührenschuldner sind die Eigentümer des Grundstücks oder die Wohnungs- oder 
Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so sind die Erb-

bauberechtigten anstelle der Eigentümer Gebührenschuldner. Die Wohnungs- und 
Teileigentümereiner einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf ihr 

gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Benutzungsgebühren. Miteigentümer 
oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 

 
(2) Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 

den Übergang folgen Monats auf den neuen Pflichtigen über. Wenn der bisherige Ge-
bührenschuldner die Mitteilung über den Wechsel (§ 15) versäumt, so haftet er für 

die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde 
Delingsdorf entstanden sind, neben dem neuen Gebührenschuldner. 

 
 
IV. Abschnitt Schlussbestimmungen 
 

§ 15 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner haben der Gemeinde Delingsdorf jede Auskunft zu 
erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Angaben nach dieser Satzung erfor-

derlich ist. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde De-
lingsdorf sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schrift-

lich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der 
Abgaben beeinflussen (z.B. grundstückeigene Brunnen, Wasserzuführungen, Wasser- 

oder Abwassermessvorrichtungen), so haben die Gebührenschuldner dies der Gemeinde 
Delingsdorf unverzüglich schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für sie, 

wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der 
Gemeinde Delingsdorf dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, 

um Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; 
die Beitrags- und Gebührenschuldner haben dies zu dulden. 
 

 
 

 



 

§ 16 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Beitrags- und Gebührenschuldner und zur Festsetzung der Abga-

ben im Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erfor-
derlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung 

des gemeindlichen Vorkaufsrechtes nach §§ 24 bis 28 BauGB der Gemeinde Delings-
dorf bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, dem Einwohnermelde-

amt den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes, durch 
die Gemeinde Delingsdorf zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 

der Beitragserhebung oder der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert wor-
den sind oder der Gemeinde zum der Erhebung von Realsteuern übermittelt worden 

sind. Die Gemeinde Delingsdorf darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und 
Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeiten. 

 
(2) Soweit die zentrale Wasserversorgung durch Zweckverbände, Wasser-

gemeinschaften, Vereine oder Genossenschaften erfolgt, ist die Gemeinde Delings-
dorf berechtigt, sich die zur Feststellung der Gebührenschuldner und zur Festsetzung 

der Abgaben nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen und grund-
stücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von den Betreibern zentraler 

Anlagen für Zwecke der Abgabenerhebung übermitteln zu lassen und nach dieser 
Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. Die vorstehenden Sätze gelten ent-

sprechend, wenn die Gemeinde Delingsdorf die zentrale Wasserversorgung selbst be-
trieben sollte. 

 
(3) Die Gemeinde Delingsdorf ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebühren-

schuldner und von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden oder angefallenen Daten 
ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach dieser 
Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Abgaben-

erhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterverarbeiten. 
 

 
§ 17 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 Kommunalabgabegesetz Schleswig-Holstein 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig entgegen § 14 Satz 1 bis 3 dieser Satzung 

seinen Auskunfts- oder Anzeigepflichten nicht, nicht rechtzeitig oder nicht im erfor-
derlichen Umfange nachkommt, und es dadurch ermöglicht, Abgaben nach dieser 

Satzung zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 500,00 € geahndet werden. 
 

 
 
 

 
 

 



 

§ 18 
Sprachform 

Soweit in dieser Satzung Bezeichnungen, die für Männer und Frauen gelten, in der männ-
lichen Sprachform verwendet werden, dient dies ausschließlich der besseren Lesbarkeit 

des Textes und ist kein Ausdruck für die Geringschätzung oder Diskriminierung der Frau-
en. Bezeichnungen in der männlichen Sprachform gelten für Frauen in der entsprechen-

den weiblichen Sprachform. 
 

 
§ 19 

Schlussbestimmungen 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. Sie ersetzt die Beitrags- und Gebühren-

satzung zur Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Delingsdorf vom 17. 
Dezember 2010 (Beitrags- und Gebührensatzung). 
 

 
 

Delingsdorf, den 15.12.2014 
(letzte Änderung: 25.06.2015) 

 Gemeinde Delingsdorf 
 Der Bürgermeister 


